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Einladung zur 21. WR-Bildungswerkstätte 
 
1. Teil: 

Wann: Freitag, 9. November 2018, 19.45-ca. 21.30 Uhr 
Wo:  Restaurant Mittlerer Balmberg 

Mittlerer Balmberg 11 

Wer:  öffentlicher Anlass 
Kosten: keine, freie Kollekte 

Unterlagen: Gemeinsamer Einstieg, Problemaufriss und Einblick in die 

beiliegenden Texte. 

 
 

2. Teil: 
Wann: Samstag, 17. November 2018, 11.15- ca. 15.00 Uhr 
Wo:  Restaurant Mittlerer Balmberg 

Mittlerer Balmberg 11 
Wer:  öffentlicher Anlass 

Kosten: keine, freie Kollekte 

Unterlagen: Individuelle Beiträge, gemeinsame Diskussion und ermutigende 

Schlussfolgerungen. 

 

________________________________________________________________ 

 

 

Fahrplan Postauto ab Solothurn Hauptbahnhof 

 

Freitag: 19.05 (an: 19.34) (idealerweise Transport mit Privatauto organisieren) 

Samstag: 10.37 (an: 11.03) BUS 12 

 

 

Fahrplan Postauto ab Balmberg 

 

Freitag: keinen öV-Kurs (idealerweise Transport mit Privatauto organisieren) 

Samstag: 14.44 / 16.44 (an: 15.22 / 17.22) 

 

 

Daten 2019   Thema 

     

25.1. / 2.2.    22. WRB  «Linke» 

26.4. / 4.5.     23. WRB  «Europa» 

30.8. / 7.9.     24. WRB  «Demokratie» 

1.11. / 9.11.   25. WRB    «Utopie» 
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Thema der 21. WR-Bildungswerkstätte 

 

„Weshalb konkrete Utopien notwendiger sind denn je“ 
 

• Doch was ist eine Utopie? 
• Welche Utopien sind die "richtigen"? 

• Weshalb brauchen wir Utopien? 
• Gehen uns heute die Utopien aus? 

 
______________________________________________________________ 
 

1. Text WRB November 2018 

 

Gastkommentar NZZ vom 15.10.2018 / Konrad Paul Liessmann 

Wir Unglücklichen! – Warum wir die Zukunft vergessen sollten 

 
Obwohl wir täglich mit technologischen Verheissungen gefüttert werden, 
steckt das Denken der Zukunft in einer tiefgreifenden Krise. Wir sind 

ideell ausgebrannt, es kommt scheinbar nichts Neues mehr. Was bleibt 
zu tun? 
 

Der dänische Philosoph Sören Kierkegaard machte einmal die Bemerkung, dass 
derjenige Mensch am unglücklichsten sein müsse, der entweder nur in der Ver-

gangenheit, also in der Erinnerung, oder nur in der Zukunft, also in der Erwar-
tung lebe. Beide Haltungen entziehen der Gegenwart ihre Legitimität und sabo-
tieren damit die Freude am Leben – und zwar im Positiven wie im Negativen. 

Der Nostalgiker, der sich nach einer Vergangenheit sehnt, in der alles noch bes-
ser war, ist genauso unglücklich wie derjenige, der nur von dem Gedanken be-

herrscht wird, alles tun zu müssen, um die Schrecken der Vergangenheit zu ban-
nen und ihre Wiederholung zu verhindern. Aber derjenige, der sich die Lösung 
aller oder doch zumindest der meisten Probleme durch die Errungenschaften der 

Zukunft erwartet, wird nicht weniger freudlos sein als derjenige, der angesichts 
der in der Zukunft drohenden Apokalypsen nur noch hofft und bangt. 

 
Ambivalente Zukunft 

Lassen wir einmal die Vergangenheit, wie schön oder furchtbar sie auch gewesen 
sein mag, und wenden wir uns der Zukunft und ihrem Unglück zu. Sofern wir Zu-
kunft mit Optimismus verbinden, scheint uns das Urteil des Dänen wenn nicht 

überhaupt unsinnig, dann mindestens zu hart zu sein. Denn Zukunftsorientierung 
verheisst doch auch Offenheit, Lust am Neuen, sie verbindet sich mit dem Glau-

ben an den Fortschritt und die Verbesserung der Welt, an den Aufbruch in unge-
ahnte Räume und Möglichkeiten. Was wäre die Moderne ohne ihre Utopien, ohne 
das imaginäre Ausloten unbekannter Welten, ohne das Ausmalen der Zukunft, 

ohne das grosse Morgen! Unglücklich sind doch höchstens die Zukunftsverweige-
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rer, die Verzagten, die Ängstlichen, die sich vor jeder Innovation, vor jeder Ver-
änderung, vor jeder Herausforderung fürchten. 
Abgesehen davon, dass man nach Kierkegaard natürlich auch unglücklich sein 

kann, ohne zu wissen, dass man unglücklich ist, lohnt sich ein Blick auf die Affir-
mation der Zukunft. Denn diese ist selbst von einer eigentümlichen Ambivalenz. 

Einerseits beherrscht sie unser Denken, die Zukunft verlangt von uns die Bereit-
schaft, auf sie vorbereitet zu sein, und so schöne Eigenschaften wie zukunftsfä-

hig oder zukunftsfit zeugen von einem unbedingten Willen zur Zukunft. Anderer-
seits könnte man in bestimmten Fragen geradezu von einer Zukunftsmüdigkeit 
sprechen. Zukunft wird weniger als etwas erfahren, was gestaltet werden kann, 

denn als eine Notwendigkeit, der man sich ohnehin nicht entziehen kann: Zu-
kunft kommt! Der Wille zur Zukunft erweist sich so als Geste der Resignation. 

Auch diese macht nicht besonders fröhlich. 
Dieser resignative Wille kann sich umso besser entfalten, als wir ziemlich genau 
zu wissen glauben, was die Zukunft bringen wird. Deshalb kann man sich ja der 

Zukunft auch unterwerfen, denn sie ist vorgezeichnet. Es vergeht kaum ein Tag, 
an dem uns nicht berichtet wird, was die nahe oder ferne Zukunft für uns bereit-

halten wird: selbstfahrende Automobile, künstliche Intelligenzen, genetisch opti-
mierte Lebewesen, potenziell unsterbliche Menschen, smarte Städte, bargeldlose 
Zahlung, digitale Bildung, virtuelle Welten, vernetzte Lebensformen, die Koloni-

sierung des Alls.  
Gleichzeitig häufen sich die Klagen über eine abnehmende, ja verschwundene 

Zukunftsbereitschaft. Es gebe keine Utopien und Visionen mehr, die Zukunft in-
spiriere offenbar weder Philosophen noch Gesellschaftstheoretiker zu grossen 
Entwürfen, eine Kleingeistigkeit und Sehnsucht nach dem Altbewährten – Nation, 

Autorität, Sicherheit – greife um sich, grosse Projekte wie die Europäische Union 
oder der Weltbürgerstaat versandeten in kleinlichen Streitereien oder würden gar 

nicht mehr ernst genommen. 
 
Projektionen unsere Selbstbilder 

Die Ambivalenz gegenüber der Zukunft hat ihre Gründe. Und diese liegen nicht 
zuletzt in der Zukunft selbst. Sie bleibt uns nämlich letztlich verborgen, allen 

Prognosen und Trends zum Trotz. Zukunft könne niemals beginnen, so formulier-
te es einst Niklas Luhmann, denn die Zukunft, die begonnen habe, wäre keine 
Zukunft mehr. Zukunft ist prinzipiell das, was vor uns liegt. Wenn wir über Zu-

kunft sprechen, sprechen wir in der Regel deshalb über die Gegenwart: über uns, 
unsere aktuellen Erwartungen, Hoffnungen oder Ängste. 

Zukunftsdiskurse geben Auskunft über unsere Selbstbilder, nicht über das, was 
kommen wird. Am Diskurs über Zukunft lassen sich eher Charakterstudien über 
unsere Befindlichkeiten ableiten als Auskünfte über die Zukunft. Dem forschen, 

geradezu zukunftsgeilen Trendforscher, der genau weiss, dass im Jahre 2030 der 
Tourismus vollständig virtualisiert sein wird, Nanobots unseren Körper durchflu-

ten, Chips in unserem Hirn uns permanent online halten und Weltraumflüge für 
jeden auf der Tagesordnung stehen werden, stehen die Besorgten gegenüber, 

die hinter jeder Technologie die Bedrohung und den Verlust des Menschen wit-
tern, was wieder durch diejenigen befeuert wird, welche die «Singularität», den 
Tag, an dem die Maschinen die Menschen als Produkte der Evolution ablösen 
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werden, kaum erwarten können. Glücklich möchten wir keine dieser Figuren 
nennen. 
All diesen Verheissungen und Befürchtungen ist allerdings eines gemeinsam: Sie 

referieren nahezu ausschliesslich auf Technik als den Motor der Zukunft, und sie 
stellen den Menschen radikal infrage. Die zu Unrecht nie richtig wahrgenommene 

These des Philosophen Günther Anders, dass die Technik unser Schicksal sei und 
der Mensch zu einer antiquierten Kategorie werde, wird durch jede Triumphmel-

dung aus dem Silicon Valley bestätigt. Im Grunde artikulieren viele Techno-
Utopien jenen Überdruss und Ekel am Menschen, von dem schon Friedrich Nietz-
sche befallen war. Dass aus einem kulturkritischen Ressentiment des 19. Jahr-

hunderts nun eine handfeste technische Option geworden sei, gehört aber viel-
leicht selbst zu jenen Behauptungen, deren Einlösung wir in eine Zukunft verla-

gern müssen, weil die Gegenwart nie hält, was die Zukunft verspricht. 
Bei allem darf man nämlich die folgende Paradoxie nicht vergessen: Wir leben ja 
immer schon in einer Zukunft. Jede Gegenwart war für eine Vergangenheit doch 

eine gleichermassen glänzende wie bedrohliche Zukunft. Viele der heute leben-
den Menschen haben das Jahr 1984 erlebt, das paradigmatische Zukunftsjahr 

von George Orwells futurologischer Dystopie, und die Versprechungen, die in den 
sechziger Jahren für das Jahr 2000 gemacht wurden – unendliche Energievorräte 
durch Atomkraftwerke und Raketenrucksäcke für jedermann –, haben wir auch 

alle schon hinter uns. 
Die Gegenwärtigen leben stets in den Zukünften der Vergangenen – das sollte 

uns der Zukunft gegenüber doch vorsichtig stimmen, denn wir sind diese Zu-
kunft, die sich andere erträumt haben. Einige dieser Träume konnten wir viel-
leicht sogar realisieren, viele nicht, einige Befürchtungen sind eingetreten, wo-

möglich schlimmer als erwartet, andere haben sich als unnötig und überzogen 
erwiesen, wieder andere sind eingetreten, aber viel weniger schlimm als einst 

gedacht: Big Brother schreckt heute niemanden mehr. 
 
Gegenwart als Defizit 

Das Unglück der optimistisch ausgemalten Zukunft liegt daran, dass an ihr ge-
messen jede Gegenwart defizitär erscheinen muss. Gegenwart mutiert in der 

Moderne zu einem vorläufigen Zustand ohne Eigenwert, der so schnell wie mög-
lich überwunden werden sollte, ein Noch-nicht-Sein, wie es Ernst Bloch, der 
grosse Denker der Utopie, formulierte. Keine Frage, dass unerträgliche oder auch 

nur unbequeme Zustände nach Veränderung rufen. Keine Frage aber auch, dass 
die ständige Entwertung dessen, was ist, die permanente fordernde Überbietung 

des Erreichten nicht unbedingt für Glücksgefühle sorgt. In einer Zeit, in der jeder 
um Anerkennung ringt, ist Anerkennung zu einem flüchtigen Phänomen gewor-
den. Die Lorbeeren, auf denen man sich ausruhen könnte, gibt es längst nicht 

mehr, aber es gibt auch keine Erlösung für den, der nun, getrieben von der Zu-
kunft, immer strebend sich bemüht. 

Das Unglück der fatal imaginierten Zukunft liegt in der Angst, durch diese We-
sentliches zu verlieren. In dieser Lesart bedeutet Zukunft vor allem eines: fest-

halten, was es gibt – Freiheit, Demokratie, Wohlstand und ein erträgliches Klima. 
Man muss die Sprache der Klimakonferenzen auch einmal unter dem Aspekt be-
trachten, was diese Rede für unser Zukunftsverständnis bedeutet: Zur Norm und 



c/o SP Kanton Solothurn 

Postfach 835 

4502 Solothurn 

www.wrb-so.ch 

 

 

5 

 

 

Richtschnur unseres Handelns wird der Zustand der Biosphäre vor der Industria-
lisierung. Am besten wäre es, wir könnten in der Zukunft in diese Vergangenheit 
zurückkehren, zumindest aber soll sich die Erde in der Zukunft nicht um mehr als 

1,5 Grad Celsius gegenüber diesem Zustand erwärmen. Wir kämpfen heute nicht 
für etwas, das uns erstrebenswert erscheint, sondern gegen die Folgen dessen, 

was uns einst erstrebenswert erschienen ist: Industrialisierung und Mobilität für 
alle. 

 
Fukuyamas wahrer Kern 
Bewahren müssen, ja zurückkehren zu vergangenen Zuständen: Das ist aller-

dings die grösste Kränkung, die eine fortschrittsorientierte und zukunftsoffene 
Moderne erfahren kann. Diese ist deshalb kein guter Hüter des Klimas. In der 

Klimapolitik vereinigen sich präzise die Spielarten des Kierkegaardschen Un-
glücks: Die Vergangenheit bestimmt unsere Zukunft, die Zukunft misst sich an 
dieser Vergangenheit. Kein Wunder, dass die Proklamation von Klimazielen nichts 

von der schäumenden Zukunftsrhetorik an sich hat, mit der sonst gerne der Auf-
bruch in neue Welten gefeiert wird – nicht einmal dort, wo auch in diesem Fall 

alles Heil in einer neuen, riskanten Grosstechnologie gesehen wird: Geo-
Engineering. 
Die Konzentration von Erwartung auf Technik und der Verlust der grossen sozia-

len und politischen Utopien könnten aber auch einen Grund darin haben, dass 
zentrale Anliegen der politischen Entwürfe eines anderen, besseren Lebens wenn 

schon nicht verwirklicht, dann doch gedanklich einfach nicht mehr überboten 
werden können. Francis Fukuyamas vielbelächelte hegelianische These vom Ende 
der Geschichte hatte schon einen wahren Kern: Nach dem brutalen Scheitern der 

sozialistischen Grossexperimente – die letzten Versuche des Geistes, in Hinblick 
auf eine ganz andere soziale Zukunft den Horizont der bürgerlichen Gesellschaft 

zu überschreiten – bleiben wir in dieser gefangen. Kein Denken heute reicht über 
deren Bestimmungen – Marktwirtschaft gepaart mit Menschenrechten, sozialer 
Absicherung und Demokratie – hinaus. 

Mehr als Überlegungen, wie diese Bestimmungen verteidigt und hier und dort ein 
wenig ausgebaut oder nuanciert werden könnten, hat diese Zukunft nicht mehr 

zu bieten. Zeit, sich anderen Dingen zuzuwenden. 
 
weitere Texte siehe Mailanhänge: 

2. Text WRB November 2018 
3. Text WRB November 2018 

 

 
Wir freuen uns auf Dich! 
 

Das Kernteam der WRB       18. Oktober 2018 / NW 

 



















































Habermas Jürgen: Die Krise des Wohlfahrtsstaates und die Erschöpfung utopischer Energien 
in: Die neue Unübersichtlichkeit, Frankfurt am Main, 1985 
 
Seit dem späten 18. Jahrhundert neuer Zeitgeist: Zusammenstoss von geschichtlichem und 
utopischem Denken. 
 
Entstehung der Moderne: Die reflexive Vergegenwärtigung des eigenen Standorts vor dem Horizont 
der Geschichte bildet  einen wichtigen Charakterzug modernen westlichen Denkens. Tradition und 
Innovation, geschichtliches und utopisches Denken verschränken sich im herrschenden „Zeitgeist“ als 
authentischer Gegenwart. Seit der Französischen Revolution bemisst sich die politische Öffentlichkeit 
durch den Anteil (sozial)utopischer Energien an ihrem Geschichtsbewusstsein. Versteht man Utopie 
dabei als „den Entwurf alternativer Lebensmöglichkeiten“, so muss ein politisches Denken, das dem 
Problemdruck der Gegenwart standhalten will, von starken utopischen Energien aufgeladen werden, 
deren Erwartungsüberschuss sich aber – als quasi natürliches Gegengewicht – gleichzeitig in den 
jeweiligen historischen Erfahrungshintergrund einbetten lassen muss. 
 
„Heute sieht es so aus, als seien die utopischen Energien aufgezehrt…. Die Zukunft ist negativ 
besetzt“ (143) (Wettrüsten, strukturelle Verarmung der Entwicklungsländer, Arbeitslosigkeit und 
wachsende soziale Ungleichgewichte in den entwickelten Ländern, Probleme der Umweltbelastung, 
katastrophennah operierende Grosstechnologien). 
 
Gute Gründe für das Erschöpfen utopischer Energien: Technik und Wissenschaft mit zwiespältigen 
Folgen (Autonomie zu Abhängigkeit, Emanzipation zu Unterdrückung, Rationalität zu Unvernunft). 
 
Ans Ende gelangt ist eine bestimmte Form der Utopie - die Arbeitsgesellschaft: 

- strukturbildende und gesellschaftsformierende Kraft der abstrakten Arbeit (146); 
- Emanzipation der Arbeit von der Fremdbestimmung (145). 

…“dass die Neue Unübersichtlichkeit  zu einer Situation gehört, in der eine immer noch von der 
arbeitsgesellschaftlichen Utopie zehrende Sozialstaatsproblematik die Kraft verliert, künftige 
Möglichkeiten eines kollektiv besseren und weniger gefährdeten Lebens zu erschliessen“ (147). 
 
Sozialstaatsprojekt mit dem Ziel der „Humanisierung einer weiterhin fremdbestimmten Arbeit“ unter 
Vollbeschäftigung  über sozialstaatliche Gesetzgebung und Kollektivverhandlungen. 
 
Lage des Sozialstaats kritisch: 

- Sozialstaat lässt Funktionsweise des Wirtschaftssystems unangetastet. Einfluss auf private 
Investitionstätigkeit nur über systemkonforme Eingriffe. Gleichzeitig rutscht ihm die 
gesellschaftliche Basis weg. 

- Staat greift aber auch in den „Lebenskreislauf“ seiner Bürger ein. Das wurde als 
unproblematisch angesehen. Ist es aber nicht: „Die rechtlich-administrativen Mittel der 
Umsetzung sozialstaatlicher Programme stellen kein passives, gleichsam eigenschaftsloses 
Medium dar. Vielmehr ist mit ihnen eine Praxis der Tatbestandsvereinzelung, der 
Normalisierung und der Überwachung verknüpft.“ (151) 

 
Drei Reaktionsmuster: 

- Industriegesellschaftlich-sozialstaatlicher Legitimismus der rechten Sozialdemokratie. „Die 
Legitimisten sind heute die eigentlich Konservativen“ (153) Sie führen einen Wettlauf mit der 
Zeit. 

- Neokonservativismus: angebotsorientierte Wirtschaftspolitik verbunden mit 
traditionalistischer Kulturpolitik (konventionelle Sittlichkeit, Patriotismus, bürgerliche 
Religiosität etc.). Im Aufwind. 

- Dissidenz von Wachstumskritikern (Neue Soziale Bewegungen): Entkoppelung von sozialer 
Sicherung und Beschäftigung, garantiertes Mindesteinkommen. 



 
Sozialstaatsprojekt soll nicht einfach festgeschrieben oder abgebrochen werden, sondern muss auf 
einer höheren Reflexionsstufe fortgesetzt werden. Erfordert neue Balance zwischen den drei 
Resssourcen Geld, Macht und Solidarität. 
 
3 Arenen: 

- politische Eliten innerhalb des Staatsapparates; 
- Vielzahl anonymer Gruppe und kollektiver Akteure; 
- autonome Öffentlichkeiten. 

Diese 3. Arena muss mobilisiert werden. 
 
 
 
Historische Verortung des Textes: 
 
Als Habermas seinen Text schrieb, 

- befand man sich im letzten Aufflackern des Kalten Krieges (NATO-Doppelbeschluss); 
- gab es eine Welle neokonservativer und rechtsliberaler Regierungen (USA, GB, BRD); 
- hatten in Europa die Vertreter der neuen Sozialen Bewegungen noch kaum Anteil an der 

institutionellen Macht; 
- waren die Länder Osteuropas überhaupt nicht und die Länder Asiens, Lateinamerikas und 

Afrikas in viel geringerem Masse in die Weltwirtschaft eingebunden; 
- kam in den westlichen Industriestaaten die 3. Epoche der industriellen Entwicklung 

(Automation) an ihr Ende; 
- hat der Reaktorunfall von Tschernobyl noch nicht stattgefunden; 
- standen die gesellschaftlichen Veränderungen (Auflösung der Kleinfamilie, Heterogenität der 

Lebensformen) am Anfang. 
 
Noch kaum erkennbar waren die disruptiven Veränderungen, die sich in den letzten dreissig Jahren 
ergeben hatten: 

- globalisierte Wirtschaft; 
- Dominanz der Finanzmärkte; 
- massives Anwachsen des Dienstleistungssektors; 
- Verbreiterung der Arbeitsmärkte durch Schaffung und Vergrösserung der Binnenmärkte (EU); 

Erweiterung der Freihandelsbeziehungen und verstärkte Migration;  
- Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse; 
- Digitalisierung wirtschaftlicher Prozesse (Industrie 4.0) und gesellschaftlicher Praktiken; 
- Verschiebung geostrategischer Brennpunkte in den asiatischen Raum; 
- Zunahme und Individualisierung der digitalen Kommunikation; 
- neue gesellschaftliche Konfliktlinie Religion; 
- Klimawandel. 

 
Die drei Reaktionsmuster sind in ihren Grundzügen zumindest auch heute noch ablesbar, ihre 
Gegensätze kristallisieren sich auch heute noch rund um die Frage des Sozialstaates, grundsätzliche 
Alternativen (garantiertes Mindesteinkommen) finden jedoch den Eingang in die öffentliche 
politische Diskussion oder sogar Erprobung. Bedürfnisse neuer Lebensformen fanden Eingang in’s 
Sozialstaatsmodell, jedoch immer unter dem Primat der Wirtschaft („Vereinbarkeit von Arbeit und 
Familie“). 
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Im Reich der Gier  
 
Mythos Der Kapitalismus ist entzaubert und bringt uns das größte Faschismusproblem seit 
den Dreißigern  
 
Yanis Varoufakis | der Freitag Ausgabe 35/2018 53 / 05.09.2018 
 
Was im Herbst 2008 an der Wall Street geschah, hatten die allermeisten Menschen bis dahin für unmöglich 
gehalten, schließlich hatte man ihnen jahrelang weisgemacht, dass etwas Derartiges schlichtweg nicht 
passieren könnte. Es war, als ob man dabei zuguckt, wie die Sonne, kurz nachdem sie am Horizont aufgeht, 
komplett aus ihrer Bahn trudelt und abstürzt. Die Menschheit sah fassungslos zu. 
 
Die alten Griechen hatten einen Begriff für Augenblicke wie diesen: aporía – ein Zustand vollständiger 
Verblüffung und Ratlosigkeit, ein dringendes Bedürfnis nach einem neuen Erklärungsmodell für die Welt, in 
der wir leben. Der Crash von 2008 war ein solcher Moment. Plötzlich funktionierte die Welt nicht mehr nach 
den Regeln, die ein paar Wochen zuvor noch als selbstverständlich durchgegangen waren. 
 
Es dauerte nicht lange, bis die Auswirkungen überall zu spüren waren. Gewissheiten, die auf der 
jahrzehntealten Denke des Establishments basierten, lösten sich in Luft auf, zusammen mit 
Vermögenswerten in Höhe von rund 40 Billionen US-Dollar weltweit und 14 Billionen US-Dollar an 
Vermögen privater Haushalte allein in den USA. Dort gingen 700.000 Arbeitsplätze pro Monat verloren, 
unzählige Hauskäufer mussten ihr Heim wieder aufgeben, weil sie ihren Kredit nicht bezahlen konnten; die 
Liste ist so lang, wie die Zahlen, die sie enthält, unfassbar sind. Sogar McDonald’s – wie krass ist das denn? – 
bekam von der Bank of America keinen Dispokredit mehr. 
 
Diese kollektive Aporie wurde durch die Reaktion der Regierungen verstärkt, die beharrlich an neoliberaler 
Wirtschaftspolitik festgehalten hatten, der vielleicht letzten Ideologie des 20. Jahrhunderts: Billionen von 
Dollar, Euro oder Yen wurden in ein Finanzsystem gepumpt, das einige Monate zuvor noch wie am 
Schnürchen gelaufen war, fabelhafte Profite abgeworfen hatte und dessen Protagonisten von sich 
behauptet hatten, den sprichwörtlichen Topf mit Gold am Ende des Globalisierungs-Regenbogens 
gefunden zu haben. Als dieses Vorgehen sich als nicht ausreichend erwies, begannen unsere 
Premierminister und Präsidentinnen – Männer und Frauen mit tadellosen anti-etatistischen Referenzen – 
eine groß angelegte Verstaatlichung von Banken, Versicherungsunternehmen und Autoherstellern, die 
sogar Lenins Heldentaten von 1917 in den Schatten stellt.  
 

Ein wanderndes Monster 
 
Zehn Jahre später begleitet uns die Krise, die 2008 in der Wall Street begann, noch immer. Sie nimmt an 
unterschiedlichen Orten verschiedene Gestalten an, tritt in Ländern wie Griechenland als Große Depression, 
in Staaten wie Deutschland als Geißel von Mittelschicht-Sparern auf, als der historisch größte Verstärker 
von brutaler Ungleichheit in den USA oder als stete Quelle für geopolitische Spannungen und 
Handelsauseinandersetzungen in Asien und Osteuropa. Die Krise wandert von Kontinent zu Kontinent, von 
Land zu Land, erzeugt hier Arbeitslosigkeit, dort Deflation, verursacht die nächste Bankenkrise und 
vergrößert die weltweiten Handels- und Kapital-Ungleichgewichte. 
 

https://digital.freitag.de/#/ausgabe/35-2018
https://www.freitag.de/autoren/der-freitag/im-reich-der-gier?fbclid=IwAR1Lx9krwFgvGybGShpA_r7gy-5iTH3M705j6AteBTU-gWfVV8VLP1FxmwM#comments
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Europas herrschende Elite hat diese Krise zu einer Reihe von lachhaften Fehlern getrieben und es so 
geschafft, die moralischen und politischen Grundlagen der Europäischen Union zu zerstören. Auf der 
anderen Seite des Atlantiks ermöglichte sie Donald Trumps Präsidentschaft. Je mehr unsere Regierenden 
behaupten, die Krise im Griff zu haben, umso tiefer wird sie. Die Einzigen, die von all diesen andauernden 
Mutationen der Krise profitieren, sind die reichsten 0,1 Prozent, vor allem die Leute im Finanzsektor, und 
die nationalistische Internationale, die in Europa, Amerika und darüber hinaus eine neue faschistische, 
grässlich ausländerfeindliche Ära prägt. 
 
Was nur ist 2008 passiert? 
 
Um diese Frage zu beantworten, müssen wir am Anfang beginnen – 1944. Als der Krieg sich dem Ende 
zuneigte, erkannte die New-Deal-Regierung in Washington, D. C., dass es nur einen einzigen Weg gab, wie 
sich eine Rückkehr der Großen Depression der 1930er verhindern ließ: Amerikas Überschüsse in Europa und 
Japan zu „recyceln“ und so im Ausland jene Nachfrage zu schaffen, die US-Fabriken am Laufen halten 
würde, um all die Waschmaschinen, Fernsehgeräte und Passagierflugzeuge zu produzieren, auf die die US-
Industrie nach Kriegsende umstellen würde. 
 
Heraus kam das Projekt der Dollarisierung Europas, der Gründung der EU als Kartell der Schwerindustrie, 
des Aufbaus von Japan, alles innerhalb einer globalen Währungsunion, bekannt als Bretton-Woods-System: 
ein auf dem Dollar basierendes System fixer Wechselkurse mit fast konstanten Zinsen; langweilige Banken, 
die strikten Kapitalverkehrskontrollen unterlagen; die Steuerung der Gesamtnachfrage nach den Gütern 
und Dienstleistungen des globalen Kapitalismus durch die USA. 
 
Diese Anordnung der Weltwirtschaft war spektakulär, sie brachte uns ein goldenes Zeitalter mit niedriger 
Arbeitslosigkeit, niedriger Inflation, starkem Wachstum und deutlich sinkender Ungleichheit. Doch leider 
kam das Bretton-Woods-System schon in den späten 1960ern an sein Ende. Warum? Weil die USA keine 
Überschüsse mehr erwirtschafteten und in ein doppeltes Handels- und Haushaltsdefizit rutschten. Ohne 
Überschüsse konnten sie das globale System nicht mehr durch deren Recycling stabilisieren. Ohne lange zu 
zögern, beendeten sie ihr segensreichstes Unterfangen: Am 15. August 1971 verkündete Präsident Richard 
Nixon den Ausschluss Europas und Japans aus dem Dollar-Raum. 
 
Nixons Entscheidung gründete auf einem erfrischenden Mangel an Angst vor Defiziten, wie er Amerika 
auszeichnet. Washington war nicht willens, die Defizite durch Sparmaßnahmen auszugleichen, denn das 
hätte die Fähigkeit der USA beschränkt, in aller Welt als Hegemon aufzutreten. Lieber trat Washington aufs 
Gas und ließ seine Defizite weiter ansteigen. Die amerikanischen Märkte funktionierten wie ein gigantischer 
Staubsauger, der gigantische Netto-Exporte aus Deutschland, Japan und später China aufsaugte – und 
damit die zweite Phase des Nachkriegswachstums – zwischen 1980 und 2008 – einleitete. Wie wurden die 
wachsenden US-Defizite finanziert? Mittels eines Tsunamis aus dem Geld anderer Leute: Rund 70 Prozent 
der Profite europäischer, japanischer und chinesischer Netto-Exporteure strömten begeistert an die Wall 
Street und suchten dort Zuflucht und höheren Profit. 
 
Tatsächlich fiel so in den 1970ern der Startschuss für einen „globalen Überschuss-Recycling-Mechanismus“ 
(an anderer Stelle habe ich ihn mit einem globalen „Minotaurus“ verglichen): Die USA absorbierten einen 
großen Anteil der industriellen Warenüberschüsse aus dem Rest der Welt, während die Wall Street das 
Kapital, das in die USA strömte, auf drei verschiedene Weisen nutzte. Zum einen ermöglichte sie Kredite an 
US-Verbraucher, deren Gehälter und Löhne als Folge desselben Prozesses stagnierten, der die US-Profitrate 
hochtrieb und die Wall Street für ausländisches Kapital lukrativer machte als Europa oder Japan. Zweitens 
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wurden Direktinvestitionen in US-Unternehmen gelenkt und drittens der Kauf von US-Staatsanleihen 
gefördert, was für die Finanzierung der amerikanischen Haushaltsdefizite sorgte.  
 

Unsägliche Einfalt 
 
Aber damit die Wall Street als derartiger Magnet für das Kapital anderer Leute funktionieren, die 
Überschüsse anderer recyceln und so Amerikas Defizite ausgleichen konnte, musste sie von den strengen 
Regulierungen der New-Deal- und Bretton-Woods-Ära abgekoppelt werden. Institutionalisierte Gier, 
Deregulierung im großen Stil, exotische Derivate und so fort waren nur Symptome dieses schönen neuen 
globalen Recycling-Mechanismus. 
 
Vorhang auf für die Finanzialisierung! Europas Finanzzentren machten mit großem Enthusiasmus mit, und 
nach 1991 stießen zwei Milliarden Arbeiter aus der früheren Sowjetunion, China und Indien zum globalen 
Proletariat hinzu, um jenen neuen Output zu produzieren, der die einseitigen Handelsströme weiter 
verstärkte – voilà, die Globalisierung hatte begonnen! 
 
In ihrem Fahrwasser schuf die EU ihre gemeinsame Währung. Die brauchte sie, weil sie, wie alle Kartelle, die 
Preise der wichtigsten industriellen Oligopole im europäischen Binnenmarkt stabil halten wollte. Dafür war 
es notwendig, die Wechselkurse wie während der Bretton-Woods-Ära zu stabilisieren. Nun war aber 
zwischen 1972 und den frühen 1990ern jeder Versuch, europäische Wechselkurse zu fixieren, kläglich 
gescheitert. Also beschloss die EU, aufs Ganze zu gehen und eine gemeinsame Währung einzuführen. Das 
tat sie innerhalb jenes günstigen Umfelds von zeitweise beeindruckender globaler Stabilität, das der 
„globale Überschuss-Recycling-Mechanismus“ stützte, das aber in Wahrheit mit großen Ungleichgewichten 
einherging. Leider schuf die EU in ihrer unsäglichen Einfalt den Euro auf Basis eines Paradoxons, das man 
sich auf der Zunge zergehen lassen muss: eine Zentralbank, hinter der keine sie stützende Regierung steht, 
sowie 19 Regierungen ohne Zentralbank, die sie stützen könnte. Die EZB versorgte also die Banken von 19 
Ländern mit einer gemeinsamen Währung, deren Regierungen in einer Krise dieselben Banken retten 
müssten, ohne eine Zentralbank zu haben, die sie unterstützt! 
 
Unterdessen nutzten die Wall Street, die Londoner City sowie die französischen und deutschen Banken ihre 
zentrale Position im US-gestützten globalen Recycling-System, um aus den Nettogewinnen, die aus dem 
Rest der Welt in die USA flossen, kolossale Kartenhäuser aus privatem Kapital zu bauen. Das förderte das 
Recycling-Modell, da es eine immer schneller steigende Nachfrage in den USA, in Europa und in Asien 
befeuerte. Und es führte zur Abkopplung der Finanzkapitalströme von den zugrunde liegenden 
Handelsströmen. 
 
Als die Privatgeld-Kartenhäuser der Wall Street 2008 wie von selbst zusammenfielen, konnte die Wall Street 
den globalen Recycling-Kreislauf nicht mehr „schließen“. Amerikas Banken konnten die Zwillingsdefizite 
der USA, das Außenhandels- und das Haushaltsdefizit, nicht länger dafür nutzen, genug Nachfrage 
innerhalb der USA zu erzeugen und damit die Netto-Exporte des Rests der Welt zu stützen. Zudem hatten 
die Schockwellen, mangels Stoßdämpfer, der gemeinsamen Währung, dem Euro, ordentlich zugesetzt. 
 
Seit diesem finsteren Moment ist es der Weltwirtschaft – und im Besonderen der europäischen Wirtschaft – 
nicht gelungen, sich aufzurappeln und zu einer wie auch immer gearteten Normalität zurückzukehren. 
 
Womit wir es seitdem zu tun haben, ist schnell gesagt: Sozialismus für Banker, Austerität für die Massen und 
der unaufhaltsame Aufstieg der nationalistischen Internationalen.  
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Yanis Varoufakis Foto: Matthew Lloyd/Bloomberg/Getty Images  
 
 
Die meisten meiner deutschen Freunde können es bis heute nicht verstehen: Wie konnte es passieren, dass 
die Deutsche Bank und der Rest der deutschen Banken 2008 praktisch pleitegingen? Wie kann eine Branche 
innerhalb von 24 Stunden vom Jonglieren mit Milliarden in die Insolvenz abstürzen, sodass die Steuerzahler 
sie retten müssen? Die Antwort ist so einfach wie niederschmetternd. 
 
Nehmen wir die deutschen Banken und Exporteure im Sommer 2007: Deutschlands volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung weist einen großen Überschuss im Handel mit den USA aus. Genauer gesagt, liegt 
Deutschlands Export-Einkommen durch den Verkauf von Mercedes-Benz-Autos und ähnlichen Waren an 
amerikanische Verbraucher im August 2007 bei entspannten fünf Milliarden Dollar. Was die deutsche 
volkswirtschaftliche Gesamtrechnung aber nicht zeigt, ist das wahre Drama hinter den Kulissen: das, was 
wirklich vor sich ging. 
 
Zwischen Anfang der 1990er und 2007 hatten Wall-Street-Banker Unmengen toxischer Quasi-Geld-Derivate 
zusammengeschustert und es geschafft, dass deren Marktpreise stark anstiegen. Die Banker in Frankfurt 
am Main wiederum waren scharf darauf, diese lukrativen Derivate zu kaufen. Sie taten das mit Dollars, die 
sie sich dafür ausliehen, und zwar von – der Wall Street. 
 
Im August 2007 dann begann das Horrorjahr der Wall Street, das im September 2008 mit der Lehman-Pleite 
seinen Höhepunkt erreichte. Wie es unvermeidlich gewesen war, begann der Preis der Derivate zu fallen. 
Die deutschen Banker traf der Schlag, als ihre in Panik verfallenen New Yorker Kollegen ihre Dollarschulden 
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einzutreiben begannen. Die deutschen Banker brauchten sehr schnell Dollars, aber niemand wollte den 
Berg an toxischen US-Derivaten, den sie gekauft hatten, haben.  
 

Die Hetze der Elite 
 
Das ist der Grund dafür, dass die deutschen Banken, die auf dem Papier über Gewinne im Überfluss 
verfügten, von einem Augenblick zum anderen dringend Geld in einer Währung benötigten, die sie nicht 
besaßen. Hätten sie nicht US-Dollars von Deutschlands Exporteuren leihen können, um ihre Dollar-
Obligationen zu erfüllen? 
 
Sicher, nur reichte das bei Weitem nicht aus: Was konnten die fünf Milliarden US-Dollar aus Exporten im 
August helfen, wo die Außenstände der deutschen Banker bei der Wall Street doch mehr als 1.000 Milliarden 
US-Dollar betrugen? 
 
Man könnte das, was hier im globalen Maßstab vor sich ging, so zusammenfassen: Einseitigen, in US-Dollar 
denominierten Finanzströmen, die ursprünglich aufgrund des US-Handelsdefizits gewachsen waren, 
„gelang“ es, sich von den sie ermöglichenden wirtschaftlichen Werten und Handelsvolumen zu lösen. Die 
Banker hatten toxische, in US-Dollar notierte Papiere erfunden und diese dann in ihre eigenen Bilanzen 
geschrieben. Dieses Vorgehen beschleunigten sie derart, dass sie die Schwerkraft fast schon überwunden 
hatten und ins All hochgeschossen waren – nur um 2008 dann dramatisch abzustürzen. 
 
Von diesem Augenblick an setzten die Politiker alles daran, die Verluste von den Verursachern, den 
Bankern, auf unschuldige Dritte abzuwälzen: Mittelschicht-Schuldner, lohnabhängige Arbeiter und 
Angestellte, Erwerbslose, Menschen mit Behinderung und Steuerzahler, die es sich nicht leisten konnten, 
Depots in Steueroasen zu unterhalten. Vor allem in Europa wurde ein Land gegen das andere aufgehetzt – 
und zwar von politischen Eliten, die entschlossen waren, die Wahrheit auf den Kopf zu stellen. Aus einer von 
Bankern in Nord und Süd verursachten Krise machten sie einen Konflikt zwischen arbeitsscheuen 
Südländern und hart arbeitenden Nordeuropäern, oder eine Krise von angeblich allzu großzügigen 
Wohlfahrtssystemen in Deutschland, Italien oder Griechenland. Man muss kein Genie sein, um die 
Puzzleteile zusammenzusetzen und zu verstehen, warum – angesichts des Fehlens einer ernsthaften, 
wirkungsvollen, mit einer Stimme sprechenden Linken – in den USA und vor allem in Europa Nationalismus, 
Rassismus und eine allgemeine Menschenfeindlichkeit triumphieren. 
 
1967 beschrieb der Ökonom John Kenneth Galbraith, wie der Kapitalismus sich von einer Marktgesellschaft 
in ein hierarchisches System verwandelt hatte, das von einem Unternehmens-Kartell kontrolliert wurde: 
der „Technostruktur“, wie er das nannte. Von einer globalen Elite angeführt, die Märkte an sich riss, Preise 
festsetzte und die Nachfrage kontrollierte, ersetzte die Technostruktur das Ziel des New Deal – 
Vollbeschäftigung – durch das eines wachsenden Bruttoinlandsprodukts (BIP). 
 
Seit Ende der 1970er erweiterte die Technostruktur ihren Machtbereich, indem sie sich die schwarze Magie 
der Finanzialisierung einverleibte. Ein Beispiel dafür ist die Umwandlung von Autoherstellern wie General 
Motors in große spekulative Finanzunternehmen, die nebenbei auch noch ein paar Autos produzieren. 
Damit vergrößerte die Technostruktur ihre Macht um einen schwindelerregenden Faktor und ersetzte 
schließlich das Ziel des BIP-Wachstums durch „finanzielle Resilienz“: anhaltende Vermögenszuwächse für 
die wenigen und dauerhafte Sparpolitik für die vielen. 
 



Im Reich der Gier .docx         Seite 6 von 7 

  

Dies stärkte die auf dem Dollar beruhende Hegemonie der Technostruktur in einem Ausmaß, wie es kein 
makroökonomischer Ansatz nachvollziehen kann, weil sich Makroökonomie per se auf die Volkswirtschaft 
von Staaten beschränkt – das eigentliche Geschehen hingegen fand seit den 1990er Jahren in den Bilanzen 
globaler Finanziers statt. 
 
Am Ende gerieten Finanzialisierung und Technostruktur wegen des Ausmaßes ihrer eigenen Hybris an den 
Rand des Untergangs. Zwei Mächte gingen daran, das ganze Konglomerat vor sich selbst zu retten: zum 
einen die US-Regierung und vor allem die Billionen von Dollar, die die US-Notenbank Federal Reserve (Fed) 
durch im Branchenjargon swap lines genannte währungspolitische Abkommen in europäische Privat- und 
Zentralbanken pumpte. Zum anderen intervenierte China, dessen kluges Wirtschaftsmanagement für 
Inlandsinvestitionen von nie dagewesenem Ausmaß sorgte; China behielt wertlose Dollar-Vermögenswerte, 
die viele andere abstießen, und ging sogar so weit, eine multilaterale Clearing-Union anzuregen, wie sie 
John Maynard Keynes auf der Bretton-Woods-Konferenz 1944 vorgeschlagen hatte und wie sie 
Handelsungleichgewichte auszugleichen vermag. Doch die US-Regierung unter Barack Obama lehnte 
Chinas Vorschlag ab. Sie zog es vor, das Privileg des Dollars nicht anzutasten und dafür einen höchst 
instabilen Kapitalismus in Kauf zu nehmen.  
 

Wir müssen uns wehren 
 
Während die Technostruktur von zwei Regierungen, der der USA und der Chinas, gerettet wurde, machten 
die Herrschenden alles Mögliche für die Krise verantwortlich: die Kosten der Sozialstaatssysteme, zu hohe 
Löhne, vermeintlich zu starre Arbeitsmärkte oder Gewerkschaften, die noch gegen die weitere 
Prekarisierung von Arbeiterinnen und Arbeitern kämpften. Jene selbstzerstörerische Sparpolitik kolossalen 
Ausmaßes, für die die Regierenden verantwortlich zeichneten, brachte vermeidbares massenhaftes Leid 
und Unrecht mit sich. 
 
Jene brandgefährliche Fantasie von einer apolitischen Wirtschaftspolitik verhüllt bis heute den 
Klassenkampf, mit dem das Establishment alle Risiken und Verluste auf die Schwachen abwälzt und von 
ihnen verlangt, sich „in das Unvermeidliche zu ergeben“. Weil eine progressive internationalistische 
Alternative fehlt, treiben die Mächtigen jener Technostruktur ganze Bevölkerungen in die offenen Arme 
eines postmodernen Faschismus. 
 
Zehn Jahre nach dem Kollaps von Lehman Brothers und jenem Moment der aporía hält sich die 
Technostruktur immer noch an den Schalthebeln der Macht. Aber der neoliberale populistische Mythos, auf 
den sie sich bezog, um konsensfähig zu sein, der ist am Ende – so etwa die Vorstellung, in einer vollkommen 
deregulierten Wirtschaft könnten die Wünsche aller auf demokratischem Wege in Erfüllung gehen. 
 
Überrascht es da, dass Rassismus und geopolitische Spannungen in aller Welt überhandnehmen? War es 
nicht unvermeidlich, wie manche bereits seit 2008 warnten, dass eine nationalistische Internationale an 
Zustimmung gewinnen würde? Dass ihre xenophoben Parolen an die Macht gelangen würden, im Weißen 
Haus, in Italien, Österreich, Polen, Ungarn, in den Niederlanden und vielleicht bald auch in Deutschland, 
sobald Bundeskanzlerin Angela Merkel zur Seite geräumt worden ist? 
 
Wir sind an einem Punkt angelangt, der für unsere Generation den 1930er Jahren entspricht – kurz nach 
dem Crash, im Angesicht eines faschistischen Momentums. Die für diese Generation drängende Frage ist 
hart. Aber auch wenn kein junger Mensch es verdient hat, mit solch einer harten Frage konfrontiert zu 
werden, so haben wir alle doch kein Recht, uns ihrer Beantwortung zu entziehen: Wann und wie werden wir 
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gegen die nationalistische Internationale aufstehen, die im gesamten Westen durch den hirnverbrannten 
Umgang der Technostruktur mit ihrer unvermeidlichen Krise entstanden ist? 
 
 
Yanis Varoufakis ist Mitgründer der Bewegung DiEM25 und will in Griechenland, wo er 2015 Finanzminister 
war, demnächst mit der Partei MeRA25 antreten. Varoufakis ist Ökonom und hat unter anderem die Bücher 
Der globale Minotaurus. Amerika und die Zukunft der Weltwirtschaft und zuletzt Die g...  
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Und was rettet die SPD? 

Die SPD braucht einen Neubeginn, gutes Regieren allein wird ihr nicht helfen. Um wieder 
erfolgreich zu sein, muss die Partei radikaler werden.  
 
Ein Gastbeitrag von Sigmar Gabriel  
30. Oktober 2018 DIE ZEIT Nr. 45/2018, 31. Oktober 2018  
 

 
© Kai Pfaffenbach/Reuters  
 

Die Landtagswahl in Hessen hat den handfesten Aufstand der Bürgerinnen und Bürger gegen die Politik 
der großen Koalition in Berlin fortgesetzt. Anders kann man die dramatischen Verluste von CDU, CSU und 
SPD bei den Landtagswahlen in Bayern und Hessen nicht interpretieren, bei denen den drei 
Koalitionsparteien ein Drittel der Wähler von der Fahne ging, die sie dort 2013 hatten.  

Wir erinnern uns: Als der letzte SPD-Kanzler Gerhard Schröder 2005 in vergleichbarer Lage war, führte er 
Neuwahlen herbei und gab das Mandat zur Regierungsbildung an die Bürgerinnen und Bürger zurück. In 
einem fulminanten Wahlkampf errang er viel Vertrauen zurück und verlor mit wenigen Tausend Stimmen 
seine Kanzlerschaft. Das war damals bitter für die SPD, aber mutig und ein Dienst am Land, wie wir 
mittlerweile wissen. Heute dagegen sind wir eine blockierte Republik: Eine andere Koalitionsregierung 
wird von den denkbaren Partnern FDP und Grüne derzeit ausgeschlossen. Die FDP will keine Kanzlerin 
Angela Merkel, und die Grünen wollen ihren "Jahrhundertherbst" erst noch etwas genießen, bevor sie sich 
den Mühen und erwartbaren Ernüchterungen im Regierungshandeln wieder stellen.  

Neuwahlen stehen auch deshalb nicht an, weil das Bundesverfassungsgericht die Hürden dafür höher 
gesetzt hat und – bei allen Unterschieden – alle Beteiligten eines eint: die Angst vor dem Erstarken der 
rechtspopulistischen AfD. Wahrscheinlich ist Angela Merkels Verzicht auf den Vorsitz der CDU deshalb 
nur der erste Schritt, um am Ende den Weg zu einer "Jamaika-Koalition" von CDU/CSU, FDP und Grünen 
durch die Aufgabe auch des Kanzleramtes frei zu machen. Spätestens nach der Europawahl im Mai 2019 
dürfte das der Fall sein. Angela Merkel weiß, was sie ihrer CDU schuldet.  

https://www.zeit.de/autoren/G/Sigmar_Gabriel
https://www.zeit.de/thema/spd
https://www.zeit.de/2018/44/die-gruenen-robert-habeck-annalena-baerbock-landtagswahl-bundespolitik-erfolg
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2018-10/bundeskanzlerin-angela-merkel-cdu-parteivorsitz-politisches-ende
https://www.zeit.de/thema/fdp
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Was heißt das alles für die SPD, die jetzt darauf setzen will, getroffene Verabredungen aus der 
Koalitionsvereinbarung umzusetzen, um damit das Profil der Bundesregierung und auch ihr eigenes zu 
schärfen? Diese Strategie ist gewiss richtig, denn einfach aus Angst vor den Wählern kopflos aus der 
Regierung davonzulaufen würde die SPD nicht stärker machen, sondern sie den letzten Respekt bei ihren 
Wählern kosten. Anders als 2005 mit Gerhard Schröder als Kanzler fehlt ihr zurzeit eine durchschlagende 
Idee von Deutschlands Gegenwart und Zukunft. Ebenso fehlt ihr eine Person, die einen ähnlich fulminanten 
Wahlkampf wie damals führen könnte. Neuwahlen bedeuten für die SPD eine existenzielle Gefahr, nicht so 
sehr für die anderen Parteien und schon gar nicht für die Republik. Auch das gehört ins Kalkül und ist für 
sich genommen nicht ehrenrührig.  

Die Lage für die SPD ist vertrackt: Während die CDU sich durch den Wechsel an der Spitze nach 18 Jahren 
auf den Weg der personellen und programmatischen Erneuerung macht, muss bei der SPD vorerst alles 
beim Alten bleiben. Die Regierung stabil halten, um dem politischen Wettbewerber die Zeit zu verschaffen, 
sich zu erneuern, um danach wahrscheinlich auch noch als Koalitionspartner ausgetauscht zu werden: Das 
ist so ziemlich die undankbarste und unbequemste Situation, in die man in der Politik geraten kann. Aber 
vielleicht ist dieser Zeitpuffer auch eine Chance zu einer wirklichen Erneuerung.  

Was kann die SPD also tun? Was aktuell fehlt, ist ein sozialdemokratischer Entwurf für unsere deutsche 
und die europäische Gesellschaft, der sich von dem anderer Parteien klar unterscheidet und zugleich wieder 
Hoffnung auf ein besseres Zusammenleben und Miteinander aufkommen lässt. Heute geht es der SPD wie 
den Vollsortimentern im Lebensmitteleinzelhandel. Du weißt als Kunde nicht mehr, ob du bei Rewe, Edeka 
oder im Real bist. Alle bieten das Gleiche an. Das Öko-Produkt ebenso wie die billige Wurst. Nur die 
Regale stehen ein bisschen anders.  

Wir müssen den Menschen wieder zuhören 
Klar ist: Ein Neubeginn muss wirklich umfassend sein. Es geht darum, wieder zu sagen, wie wir leben 
wollen, und nicht nur, wie wir angeblich leben müssen. Denn in einer Welt voller Furcht vor dem Morgen 
ist für die SPD jedenfalls kein Platz. Sie lebt vom Hoffnungsüberschuss und von der Gewissheit, dass ein 
besseres Leben möglich ist. Das alles im Sinn eines radikalen Realismus. Radikal in der Kritik und beim 
Infragestellen der real existierenden Lebensumstände. Und radikal in der Beschreibung der Alternative. Mit 
dem Mut, das Utopische wieder ins Reale holen zu wollen. Utopie nicht als der "Ort Nirgendwo", sondern 
als "Noch-Nirgendwo".  

Die Fragen, die es zu beantworten gilt, finden sich gerade nicht im Koalitionsvertrag wieder: Wie schafft 
man in Zeiten der Digitalisierung wieder einen emanzipatorischen Sozialstaat, der die 
Produktivitätsgewinne auch dazu nutzt, Arbeiten und Leben besser zu vereinbaren? Gibt es endlich die 
Mindestrente, die nach 40 Jahren Vollzeitarbeit mehr bietet als ein Grundeinkommen und mit wenigstens 
1000 Euro wirklich vor Altersarmut schützt? Wie entscheidet sich die Regierung in Fragen der 
europäischen Einigung, ist sie für oder gegen die Vorschläge des französischen Präsidenten? Ist 
Deutschland bereit, dabei zu helfen, dem Kapitalismus in Europa Fesseln anzulegen und ihn sozial zu 
zähmen, weil wir es national nicht mehr allein können? Oder verlieren wir uns weiter in Bankenrettung, 
Binnenmarktlogik und Nettozahlerdebatten? Soll nur der Verteidigungsetat gesteigert werden oder auch die 
Entwicklungszusammenarbeit mit Afrika? Wird Deutschland zur Stimme gegen den neuen atomaren 
Rüstungswettlauf, oder leisten wir den USA dabei Gefolgschaft? Stehen wir zu unseren Klimazielen, oder 
fordern wir nur andere auf, ihre Regenwälder nicht abzuholzen, während wir einen uralten Wald für die 
Braunkohleverstromung preisgeben?  

Es gibt also reichlich Anlass für einen sozialdemokratisch geprägten radikalen Realismus. Die Antworten 
darauf bieten eine doppelte Chance: Profilbildung innerhalb der Regierung und ein Angebot für denkbare 
Neuwahlen.  
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Ein programmatischer Neubeginn wird aber allein nicht reichen, denn die Programme der Parteien kennt 
kaum noch jemand im Einzelnen. Es geht heute mehr denn je um eine Kultur des Vertrauens. Und die zu 
schaffen braucht Zeit. Mindestens ebenso wichtig ist daher ein kultureller und habitueller Neubeginn 
innerhalb der SPD. Vor allen inhaltlichen Fragen steht etwas anderes, was man nicht programmatisch 
verordnen, ja nicht einmal entwickeln kann, weil es unser Verhalten betrifft: emotionale Bürgernähe, 
politisch kommunikative Überzeugungskraft, strategisches Vermögen und vor allem die Lust daran, 
Menschen die fundamentalen Umbrüche in der Welt zu erklären.  

Das Erfolgsrezept der Grünen ist einfach: Sie haben gelernt, die Bürgerinnen und Bürger nicht mehr zu 
bevormunden. Sie werben einfach für sich und ihre Ziele und beschimpfen nicht ständig den politischen 
Wettbewerber. Sie lächeln dabei und sind freundlich einnehmend. Ihr neues Führungsduo repetiert eine 
Leitidee von Nachhaltigkeit, eine klare Weltoffenheit und behauptet eine soziale Empathie, ohne groß ins 
Detail zu gehen. Wir dagegen schauen oft ernst drein, in der Hoffnung, dass wir dadurch ernst genommen 
werden. Es gilt aber auch für die Politik das chinesische Sprichwort: Wer einen Laden aufmachen will, 
muss lächeln können.  

Wir müssen die Menschen vor Ort, in ihren Lebenszusammenhängen aufsuchen, wieder mit ihnen reden, 
ihre Probleme anhören, sie ermutigen und helfen, wo man kann. Vor allem auch sie loben, ihnen danken 
und deutlich machen, dass wir wissen, wer dieses Land wirtschaftlich erfolgreich und sozial sicher macht. 
Nur wenn wir uns der Tugend besinnen, wieder für etwas beherzt und mit politischer Seele zu werben, 
gewinnen wir die Zustimmung und das Vertrauen von vielen. Dafür brauchen wir mehr Vielfalt und 
Alltagserfahrung in den Entscheidungsgremien der Partei. Wie wäre es denn, wenn alle Vorstände bis 
hinauf zum Bundesvorstand immer mindestens zur Hälfte mit Ehrenamtlichen und mit 
Kommunalpolitikern besetzt werden müssten und damit der Anteil der hauptamtlichen Mandatsträger 
begrenzt würde? Ein Zugewinn an Alltagswissen und Nähe wäre uns gewiss. Wir wirken manchmal 
hermetisch verschlossen, kühl und wecken bei den Bürgerinnen und Bürgern kaum Begeisterung für 
Politik. Wie wäre es, wenn wir, wie die Franzosen oder Amerikaner, denen, die sich zu uns bekennen, auch 
das Recht einräumen, bei der Auswahl unserer Spitzenkandidaten mitzuentscheiden? Wie wäre es, wenn 
wir Parteilose auch auf die Bundes- und Landeslisten aufnehmen, wenn sie uns damit klüger, offener und 
interessanter machen? Mit hundert jungen Influencern, die Tag und Nacht die sozialen Netzwerke 
bedienen, wären wir besser aufgestellt als mit einer doppelt so hohen Zahl von Mitarbeitern, die nur die 
Gruppeninteressen innerhalb der SPD austarieren und verwalten. Die SPD ist heute mehr eine Holding für 
eine schier unübersehbare Zahl von Gruppen und Grüppchen, von denen jedes sein Spezialinteresse absolut 
zu setzen versucht. Nicht nur die Gesellschaft hat sich in unterschiedliche Identitäten aufgelöst und partiell 
tribalisiert, auch die SPD ist diesem Trend viel zu lange gefolgt.  

Mehr Zuversicht ausstrahlen 
Das alles wird viel Zeit und Mühe kosten! Vieles davon ist auch schon einmal begonnen und dann wieder 
abgebrochen worden. Auch in meiner Zeit als Vorsitzender. Nicht nur die heutige Führungsgeneration trägt 
Verantwortung, sondern viele von uns tragen sie. Die Probleme der Sozialdemokratie haben nicht gerade 
erst begonnen, sondern sind viel älter. Wir haben das gewusst oder geahnt und doch aus Angst vor zu 
großen Brüchen die notwendigen Veränderungen nicht oder zu zaghaft in Angriff genommen. Das darf uns 
nicht wieder passieren.  

Ich bin überzeugt: Die Inhalte sind im Augenblick eher Nebensache, denn alles Reden und gutes Regieren 
in der Koalition in Sachen Rente, Mieten, Pflege, Vollzeit, Arbeit, Weiterbildung, Schule, Kitas haben der 
Sozialdemokratie leider nicht geholfen. Geld für das Richtige zu investieren ist eine notwendige Bedingung 
für unsere Politik – aber keine hinreichende. Wir sind in einer Zeit der großen Identitätssuche, aber auch 
neuer Präsentations- und Ausdrucksformen – anders kann man die Leidenschaft, mit der sich so viele 
Menschen Tattoos in die Haut stechen lassen, kaum erklären. Menschen wollen beachtet werden, 
Anerkennung, Zuwendung und Respekt erhalten – und das ist harte, leidenschaftliche Arbeit.  

https://www.zeit.de/thema/sozialdemokratie
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Das ist im Übrigen das Geheimnis jeder Politik. Geld verteilen können zur Not auch seelenlose 
Technokraten. Den Umgang mit Menschen schätzen lernen, das können sie nicht. Das aber ist der liberale 
und soziale Kern der Sozialdemokratie seit über 150 Jahren. Ihn wiederzuentdecken und neu aufzuladen 
sollte uns gelingen. Denn kämpfen können wir. Wir müssen dabei nur wieder mehr Zuversicht ausstrahlen. 
Dass uns Politik Spaß macht, auch wenn es anstrengt!  

Die SPD muss den Kampf um die demokratische soziale Mitte aufnehmen. Wenn die FDP und die Grünen 
die Parteien der Besserverdiener sind, sind wir Sozialdemokraten die Partei derjenigen, die mehr verdienen 
wollen, weil sie mehr verdient haben. Denn sie sind die wirtschaftlichen und sozialen Leistungsträger 
dieses Landes. Dass ohne sie dieses Land eine seelenlose Wüste wäre, liegt an ihrer tatkräftigen 
Mitmenschlichkeit. Wer außer der SPD ist prädestiniert, dies den Menschen zu vermitteln?  

Die SPD hat natürlich die Chance, wieder ein bestimmender Faktor der deutschen Politik zu werden. 
Wenngleich kaum ein sozialdemokratischer Stein auf dem anderen geblieben ist: Das neue Haus hat ein 
gutes Fundament. Es ist eine Idee, die sogar die Diktaturen der Nazis und der Kommunisten überdauert hat: 
die Idee der Freiheit. Nicht nur Freiheit von Hunger, Unterdrückung und Elend. Sondern vor allem die Idee 
der Freiheit für ein selbstbestimmtes und gelungenes Leben. Das gelungene Leben muss jeder selbst 
führen, das kann keine Partei und kein Staat übernehmen. Aber dass Bedingungen herrschen, in denen 
jedes Leben prinzipiell gelingen kann und nicht von Herkunft, Geschlecht, Hautfarbe, Religion oder dem 
Einkommen und den Beziehungen der Eltern abhängt, dafür steht sozialdemokratische Politik.  

Zukunft braucht zuerst Mut und Lust auf Neues. Diesen Mut muss die SPD wieder ausstrahlen. Das kann 
gelingen. Denn: "Meine" SPD als Partei der sozialen Demokratie hat immer noch genug Substanz, um das 
zu leisten. Ohne die Ideen der sozialen Demokratie verliert unser Land seine Mitte, seine Balance, seine 
Hoffnung auf ein besseres Leben für alle. Das wissen auch diejenigen, die sich im Moment von uns 
abwenden. Aber sie sind erreichbar, wenn wir es ernst meinen und sichtbar aus Fehlern lernen. Deshalb: 
Nur Mut, Genossinnen und Genossen, für einen echten Neubeginn.  

 
 
 
SIGMAR GABRIEL 

war von 2009 bis 2017 Vorsitzender der SPD. Aktuell arbeitet er als Autor für die Medien der 
Verlagsgruppe Dieter von Holtzbrinck, die auch an der ZEIT beteiligt ist 

 



WRB 17.11.2018 Utopien 
 
Philipp Blom: Was auf dem Spiel steht, München 2017 
Zusammenfassung der Einleitung und erstes Kapitel (Klimaerwärmung), S. 13-42 
 
Einleitung 
Klimaerwärmung, Digitalisierung und Konsum bedrohen unser Leben, unsere Gesellschaft und die 
Natur.  
Die Gegenwart ist schwierig aus der eigenen Zeit zu interpretieren, deshalb das 
Gedankenexperiment: Wie sieht eine Historikern in 50 Jahren das frühe 21. Jahrhundert? 

- Die Erderwärmung ist wissenschaftlich erfasst, aber die damaligen Gesellschaften reagierten 
nur zögerlich auf diese Veränderung. 

- Die Digitalisierung hatte begonnen in die Wirtschaft, in die sozialen Strukturen und 
politischen Machtgefüge einzugreifen. Auch dies hatte kaum Reaktionen zur Folge. 

Folgerung: Alles drehte sich „um die Verwaltung von Erwartungshaltungen und die Verteidigung von 
Privilegien“, die Zukunft war „ausgesperrt“ worden. 
Weshalb wurde / wird nicht gehandelt? 
Aus Sicht der reichen Länder ist Veränderung Verschlechterung. Sie wollen die Gegenwart erhalten 
und keine (schlechte) Zukunft. Kaum jemand hat noch Utopien einer besseren Zukunft.  
Meist wird die Zukunft als verzweifelt und trostlos wahrgenommen, mit Krisen, Migration, 
Klimawandel, Terror, etc. (= Dystopie). Kaum jemand in der reichen Welt glaubt noch, dass es den 
eigenen Kindern einst besser gehen wird. Deshalb ist es das höchste Ziel, den Status Quo zu erhalten. 
Wir haben das Gefühl, dass wir die Kontrolle verlieren. Flüchtlingsströme wegen Klimawandel, 
Jobverluste durch Digitalisierung, Unsicherheit -> führt zu Festhalten an dem was wir kennen. 
 
Ist der Erhalt des Status quo das Beste, worauf wir hoffen können? Gibt es keine anderen 
Erwartungen an die Zukunft?, fragt Blom.  
Die Zukunftslosigkeit betrifft die Gesellschaften des Westens, die viel zu verlieren haben. Menschen 
im Westen wollen zurück in eine bessere Vergangenheit, Mauern bauen, Sicherheit. In Südostasien 
z.B. herrscht noch Aufbruchstimmung. 
 
Exkurs: Wie ist Geschichte entstanden? Es hat eine gewisse Logik, so Blom, zu glauben, die jetzige 
Welt ist so, weil es so kommen musste. Alter Kreislauf von der Blüte zur Dekadenz. Oder unsere 
Gesellschaften sind aus Zufällen, Improvisationen, Missverständnissen, Einzelpersonen so entstanden 
[Anm. gh: weder noch]. 
Der Gedanke, dass alles ist, wie es ist und nicht anders sein könnte, lässt Nachdenken über 
Alternativen erstarren. 
Aber es könnte tatsächlich alles anders sein. Nichts an der gegenwärtigen Situation ist natürlich oder 
notwendig so, nicht Demokratie, Menschenrechte, Klimawandel, Digitalisierung, Lebensstandard, 
Neoliberalismus. 
 
Vergleich der Menschheit mit Hefekulturen: Beide fressen sich ungebremst durch natürliche 
Ressourcen bis sie ersticken. Der Mensch im Kollektiv zeigt sich nicht lernfähiger als diese Einzeller. 
 
Überlegungen zum Klimawandel 
So viel ist in den letzten Jahren passiert, was man nicht für möglich gehalten hätte, dass es geboten 
ist, zu begreifen, dass vieles politisch, ökonomisch und kulturell möglich ist – „ein Horizont der 
existenziellen Bedrohung und der historischen Chance“. 
 
Exkurs zur Energie und der Geschichte der Arbeit:  
Die menschliche Arbeitskraft wird teurer und z.T. ersetzt durch produktivere Maschinen, angetrieben 
mit Kohle, dann mit Erdöl. Führt zu mehr CO2 in der Luft. Arbeit, wirtschaftliche Entwicklung und 



neue Technologien führen auch zu Handelsbeziehungen, die ihrerseits Toleranz verlangen zwischen 
verschiedenen Glaubensrichtungen, Alteingesessenen und Immigranten. 
 
Blom formuliert ein düsteres Zukunftsszenario als Folge der Klimaerwärmung: steigender 
Meeresspiegel, extreme Wetter, Artensterben, Kampf um Trinkwasser, Flüchtlingsströme, Mega-
Metropolen, Pandemien, Terrorismus, politische Erschütterungen, Instabilitäten. Die Auswirkungen 
sind je nach Region unterschiedlich, betreffen aber auch Westeuropa (Wetter, Migration)  
 
Exkurs zur Kleinen Eiszeit im 17. Jahrhundert in Europa: 
Die 2 Grad weniger hatten grosse Auswirkungen: Missernten, Hunger, Seuchen, Rebellionen, 
fehlende Steuereinnahmen. Entwicklung von der ständischen Ordnung zu kapitalistischen Märkten, 
Förderung von Handel und Wettbewerb, Merkantilismus (möglichst viel mit Gewinn exportieren und 
wenig importieren). 
Länder haben sich unterschiedlich verhalten und angepasst. Holland wurde See- und Handelsmacht. 
Börse, Schulen und Universitäten, Buchdruck, intellektuelle Immigranten, gutes Klima für Ideen und 
Kultur. Gegenbeispiel ist das katholische Spanien, dessen Elite von den Edelmetallen aus Südamerika 
lebte. Keine Universitäten, schwaches Bürgertum, vertrieb handelnde Juden und Moslems. Fehlende 
Anpassung führte zu Wirtschaftskrisen, Staatsbankrotten und Niedergang bis in die zweite Hälfte des 
20. Jh. Lehre daraus: Grosser Reichtum schützt nicht vor Niedergang. Wirtschaftswachstum, das auf 
Ausbeutung von Menschen und Ressourcen beruht, war das Erfolgsrezept des 17.Jh. [Anm. gh: 
Gewicht des Faktors Kleine Eiszeit an der Entwicklung?] 
 
These: Sogar der Syrienkrieg war eine Folge von Klimawandel, bzw. Dürre, Krise, Binnenmigration. 
Für Blom ist klar, dass das Ausmass und die Intensität der Auswirkungen der Klimaveränderung 
zunehmen werden. Unklar ist für ihn, wie die Zukunft aussehen wird. Apokalyptische Szenarien oder 
überlebbare Auswirkungen und ein Bevölkerungswachstum, das nach 2050 wieder zurückgeht. 
 
 
 
Fragen in Bezug auf Utopien:  
Verhindert die Aussicht auf eine schlimme Zukunft tatsächlich Utopien und entsprechendes Agieren? 
Gilt intakte Natur (wie früher) und soziale Sicherheit und Freiheit nicht als Utopie?  
Unterschied „Gesellschaft“, Einzelperson, Region? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
16.11.2018/Georg Hasenfratz 
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